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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten de Terra, Frau Tübler, Dr. Wörner, 
Rollmann, Nordiohne, Dr. Köhler (Wolfsburg), Dr. Marx, Berger, Volmer, Löher, 
Rommerskirchen, Damm und Genossen 
- Drucksache 7/2232 - 


betr. Bezahlung des zivilen Seepersonals der Bundesmarine 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 1. Juli 
1974 - D III 2 - 220 472/10 - die Kleine Anfrage im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Verteidigung und dem Bun- 
desminister der Finanzen wie folgt beantwortet: 

Die Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer des Bundes (Ange- 
stellte und Arbeiter) richten sich allgemein nach den jeweiligen 
Manteltarifverträgen (BAT und MTB II), deren Regelungen 
bereits weitgehend vereinheitlicht werden konnten, teilweise 
jedoch noch voneinander ab weichen. Für bestimmte Arbeit- 
nehmergruppen sind in den Manteltarifverträgen ergänzend 
zu den allgemeinen Vorschriften Sonderregelungen vereinbart 
worden. Für das „zivile Seepersonal der Bundesmarine" sind 
sie in den Sonderregelungen 2 e II zum BAT (Angestellte) und 
in den Sonderregelungen 2 b zum MTB II (Arbeiter) festgelegt. 


1. Ist die Bundesregierung bereit, die^ seit 1971 anstehenden Tarif- 
verhandlungen für das zivile Seepersonal der Versorgungsflot- 
tille baldmöglichst zum Abschluß zu bringen? 


Die Tarif Verhandlungen wurden im April 1971 entsprechend der 
Forderung der Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport und 
Verkehr für Arbeiter als Besatzungen von See- und Binnenfahr- 
zeugen und von schwimmenden Geräten im Bereich des Bun- 
desministers der Verteidigung (Sonderregelungen 2 b MTB II) 
aufgenommen. Diese Tarif Verhandlungen wurden unterbrochen, 
nachdem die Tarifvertragsparteien erkannten, daß ihre ange- 
strebten Verhandlungsziele nach dem damaligen Stand nicht 
erreichbar waren. Danach wurde auf Seiten des Bundes geprüft, 
wie die Verhandlungen wieder in Gang gebracht werden könn- 
ten. In mehreren Gesprächen zwischen Vertretern des Bundes 
sowie der Gewerkschaft öffentliche Dienste, Transport und Ver- 
kehr und der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft gelang es, 
Einvernehmen mit beiden Gewerkschaften darüber herzustellen, 
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daß auch die Arbeitsbedingungen der unter die Sonderregelun- 
gen 2 e II BAT fallenden Angestellten als Besatzungen auf See- 
und Binnenfahrzeugen im Bereich des Bundesministers der Ver- 
teidigung erstmals mit in die Tarifverhandlungen einbezogen 
wurden. Als Ergebnis dieser Bemühungen wurden die Tarifver- 
handlungen im April 1974 wieder aufgenommen; sie werden 
noch im 2. Halbjahr 1974 fortgesetzt. 

Die Bundesregierung wird die Tarifverhandlungen zügig und 
mit dem Ziel eines Abschlusses fortführen. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, die für Angestellte und Arbeiter 
unterschiedliche tarifliche und finanzielle Regelung bei allen Tei- 
len des gemischten Dienstes (z. B. ungleiche Regelung: Hafen- 
dienst - Montag - Freitag; Seedienst am Samstag) einheitlich 
zu regeln? 


Die für Angestellte einerseits und Arbeiter andererseits in den 
hier in Rede stehenden Sonderregelungen trotz grundsätzlicher 
Übereinstimmung zum Teil bestehenden Abweichungen sind 
nicht nur ein Problem dieser Sonderregelungen; sie stehen viel- 
mehr im Zusammenhang mit ebenfalls unterschiedlichen Rege- 
lungen der Manteltarifverträge und können deshalb nicht iso- 
liert gesehen werden. Bei den Verhandlungen über den BAT 
und über den MTB II im Mai/Juni 1974 konnten Fortschritte im 
Sinne einer weiteren Anpassung erzielt, wenn auch - insbeson- 
dere wegen der Kostenfolgen - nicht alle Unterschiede besei- 
tigt werden konnten. 

Die Bundesregierung wird auch künftig bei den Tarifverhand- 
lungen über die Sonderregelungen 2 e II BAT und 2 b MTB II 
eine Angleichung dieser Vorschriften anstreben. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, die z. Z. unterschiedliche Ge- 
währung von Zulagen an die Angestellten (Beköstigungs- und 
Bordzulage) und Arbeiter (Beköstigungs- und Auswärtszulage) 
an Bord im Rahmen der Tarifverhandlungen zu vereinheitlichen? 


Die tarifrechtlichen Regelungen über die hier genannten (reise- 
kostenrechtlichen) Zulagen waren ursprünglich einheitlich kon- 
zipiert. Danach erhielten sowohl Angestellte als auch Arbeiter 
die Beköstigungszulage oder die Auswärtszulage in gleicher 
Höhe nach den sich aus der Nr. 11 der Sonderregelungen 
2 e II BAT bzw. Nr. 15 der Sonderregelungen 2 b MTB II er- 
gebenden Sätzen. Diese Gleichbehandlung von Angestellten 
und Arbeitern ist aufgrund einer Entscheidung des Bundesar- 
beitsgerichts vom 19. Januar 1972 nicht mehr gegeben; in einem 
Rechtsstreit wurde einem Angestellten zusätzlich Anspruch auf 
die besoldungsrechtliche Bordzulage neben der für die Zeit der 
Beschäftigung an Bord zu zahlenden Beköstigungs- bzw. Aus- 
wärtszulage zuerkannt. Aus diesem Urteil hat der Bund für die 
Angestellten des zivilen Seepersonals der Bundesmarine allge- 
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meine Folgerungen gezogen. Um zu verhindern, daß sich die 
finanzielle Abgeltung gleicher Tatbestände bei Angestellten 
und Arbeitern noch weiter auseinander entwickelt, konnte die 
Beköstigungszulage und die Auswärtszulage für Angestellte an- 
läßlich der letzten Erhöhung dieser reisekostenrechtlichen Zu- 
lagen am 1. November 1973 nicht erhöht werden. Für die Arbei- 
ter sind dagegen die Sätze der Beköstigungs- und der Auswärts- 
zulage erhöht worden. 

Es ist Ziel der Bundesregierung die frühere Einheitlichkeit in 
den Tarif Verhandlungen wieder herzustellen. 


4. Strebt die Bundesregierung im Zusammenhang mit den Tarif- 
verhandlungen an, Mindestbestimmungen für die Unterbringung 
der Bediensteten an Bord der Schiffe auszuhandeln? Wenn nein, 
aus welchem Grund? 


Die Bundesregierung strebt an, Mindestbestimmungen (Bestim- 
mungen über die Unterkunftsräume und Kochgelegenheiten auf 
Schiffen und schwimmenden Geräten) tarifvertraglich zu ver-* 
einbaren. Bisher ist in den genannten Sonderregelungen ledig- 
lich vorgesehen, daß die Mindestbestimmungen unter Beteili- 
gung der Personalvertretung von dem Arbeitgeber erlassen 
werden. Dieses Verfahren hat sich in der Vergangenheit nicht 
als praktikabel erwiesen. Gegenstand der wieder aufgenomme- 
nen Tarif Verhandlungen über die Arbeitsbedingungen des zivi- 
len Seepersonals der Bundesmarine ist z. Z. die Vereinbarung 
von Mindestbestimmungen für Angestellte und für Arbeiter. 
Im letzten Verhandlungstermin im April 1974 ist bereits über 
die Mehrzahl der einzelnen Bestimmungen Einvernehmen er- 
zielt worden. 
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